Leitfaden
für eine Dienstvereinbarung zum betriebliche Arbeitsschutz in der Stiftung kreuznacher diakonie  

Präambel

Geschäftsführung und MAV stimmen darüber ein, dass die Arbeit in den einzelnen Abteilungen und Bereichen von (einfügen Geschäftsbereich usw.) so gestaltet wird, dass eine Gefährdung für Leben und Gesundheit nach Möglichkeit vermieden und eine verbleibende Gefährdung so gering wie möglich gehalten wird. Alle Sicherheitsmaßnahmen werden so geplant, dass die eingesetzte Technik und die Arbeitsorganisation und -abläufe den modernsten arbeitsmedizinischen Erkenntnissen entsprechen.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Mitarbeitenden einschließlich der Auszubildenden, Praktikanten und den beschäftigten externen Mitarbeitenden.
(2) Räumlich umfasst sie das Betriebsgelände einschließlich der Parkplätze.

(3) Die Geschäftsführung verpflichtet sich beim Einsatz von Fremdfirmen, dass eine schriftliche Bestätigung darüber eingeholt wird, dass alle für den Geschäftsbereich und ihre Berufsgenossenschaft geltenden Sicherheitsbestimmungen beachtet und bei der Durchführung des Auftrags eingehalten werden. (z.B. Reinigungsfirmen, Einsatz von Außenwerkstattbeschäftigten usw.)
§ 2 Allgemeine Grundsätze zum Arbeitsschutz

(1) Dienstgeber und MAV verpflichten sich, ein Höchstmaß an vorbeugendem Arbeitsschutz zu erreichen und zu erhalten. Für den betrieblichen Arbeitsschutz ist grundsätzlich die Geschäftsführung  verantwortlich. Sie hat für eine geeignete Arbeitsschutzorganisation im Betrieb zu sorgen und die erforderlichen Mittel bereitzustellen.

(2) Die Geschäftsführung wird deshalb zusammen mit der MAV bei der Gestaltung der Arbeitsstätten und der Arbeitsplätze besondere Sorgfalt walten lassen. Das gilt besonders beim Einsatz von Arbeitsstoffen, Maschinen, Geräten und sonstigen technischen Einrichtungen.

(3) Arbeitsschutz ist Führungsaufgabe der Vorgesetzten. Sie werden dabei durch die Fachkraft für Arbeitssicherheit und den Betriebsarzt unterstützt.

(4) Die Geschäftsführung  ist sich ihrer Beurteilungspflicht in Bezug auf die Gesundheitsgefährdungen an den Arbeitsplätzen und bei den Tätigkeiten in ihrem Unternehmen bewusst (Gefährdungsanalyse und -beurteilung, § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG). 
(5) Die erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen wird sie auf ihre Wirksamkeit hin regelmäßig überprüfen lassen und an aktuelle Entwicklungen und Erkenntnisse anpassen. Hierbei wird sie die für sie bestehende Dokumentationspflicht erfüllen.

(6) Die Mitarbeitenden trifft aktive Unterstützungspflicht und Gefahrenmeldungspflicht (§ 16 ArbSchG).

(7) Darüber hinaus haben sie das Recht auf arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen. Die Mitarbeitenden haben das Recht, von sich aus Vorschläge zur Arbeitssicherheit zu machen. Hierzu können sie sich an die Geschäftsführung, die MAV oder den Arbeitsschutzausschuss wenden. Den Mitarbeitern dürfen hieraus keinerlei Nachteile erwachsen.

§ 3 Tätigkeit des Arbeitsschutzausschusses

a. Zur Unterstützung der Geschäftsführung und der MAV wird ein Arbeitsschutzausschuss gebildet, der vierteljährlich zusammentritt. Er setzt sich zusammen aus  mindestens einem Mitglied der Gf  oder einem von diesem Beauftragten , mindestens 2  Mitgliedern der MAV wobei jede im Geschäftsbereich vertretende MAV zu beteiligen ist, sowie den Fachkräften für Arbeitssicherheit, den Sicherheitsbeauftragten und dem Betriebsarzt zusammen. In besonders schwierigen Fällen können zudem zuständige externe Stellen, insbesondere die Berufsgenossenschaft, zu Rate gezogen werden.

(2) Der Arbeitsschutzausschuss trifft sich rmindestens 1mal vierteljährlich. Er wird regelmäßig über Planung und Stand folgender Punkte informieren und diese beraten:

a) Standardmäßige Arbeitsschutzmaßnahmen,

b) Besprechung der Unfallmeldngen

c) Wirksamkeitsüberprüfung der Maßnahmen,
d) Organisation des Arbeitsschutzes im Betrieb,

e) Übertragung von Aufgaben gemäß § 7 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG ) sowie § 13 Absatz 2 ArbSchG,

f) Beurteilung und Dokumentation von Arbeitsbedingungen,

g) Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung auf Wunsch der Beschäftigten gemäß § 11 ArbSchG,

h) Einführung von Gesundheitszirkeln,

i) Durchführung ergonomischer Maßnahmen nach dem Stand der Technik und gesicherter arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse.

(3) In Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung wird der Arbeitssicherheitsausschuss dafür Sorge tragen, dass die Mitarbeitenden regelmäßig Unterweisungen zum Thema Arbeitsschutz erhalten. Darüber hinaus wird er regelmäßig Betriebsbegehungen durchführen, um so die Einhaltung der Arbeitssicherheitsmaßnahmen und der Unfallverhütungsvorschriften sicherzustellen.

(4) Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, gemäß den Unterweisungen durch die dazu beauftragten Personen für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit Sorge zu tragen.

(5) Der Arbeitsschutzausschuss erstattet (einmal  im Jahr) anlässlich einer Mitarbeiterversammlung Bericht über das Unfallgeschehen sowie über die ergriffenen und geplanten Maßnahmen der Unfallverhütung.

§ 4 Rechte und Pflichten der MAV
(1) Der MAV ist jederzeit zum Zwecke der Betriebsbegehung Zugang zu allen Arbeitsplätzen zu gewähren.

(2) Auf Verlangen der Geschäftsführung ist die MAV verpflichtet, sich vor Ausübung ihres Zugangsrechts anzumelden und – grob umschrieben – den Grund anzugeben.

(3) Die MAV kann von der Geschäftsführung  die Überlassung vorhandener oder jederzeit erstellbarer Unterlagen verlangen.

(4) Die MAV setzt sich im Sinne des MVG mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln für die Durchführung der Vorschriften über den Arbeitsschutz ein. Dabei unterstützt sie die Geschäftsführung bei der Durchführung der in Frage kommenden Vorschriften (Gesetze, Unfallverhütungsvorschriften, Verordnungen, Richtlinien) und bei organisatorischen und technischen Maßnahmen, die dem Schutz von Leben und Gesundheit der Mitarbeiter dienen.
§ 5 Pflichten der Mitarbeiter

Alle Mitarbeitende müssen sich schriftlich verpflichten:
a) die Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften einzuhalten,

b) die Hinweis- und Warntafeln zu beachten,

c) die zur Verfügung gestellte Schutzausrüstung und -kleidung zu tragen und zu benutzen,

d) Sicherheitsmängel und -gefahren sofort dem zuständigen Vorgesetzten zu melden,

e) Handlungen, die zu einer Gefährdung führen können, sowie sicherheitswidrige Handlungen zu unterlassen, auch wenn dazu aufgefordert wird.

Die unterzeichnete Verpflichtungserklärung wird in der Personalakte abgelegt.

§ 6 Betriebsarzt

(1) Die Geschäftsführung verpflichtet sich, dauerhaft einen Betriebsarzt im Sinne des §2 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) schriftlich zu bestellen. 

(2) Über die Auswahl des Betriebsarztes hat die MAV mitzubestimmen.

(3) Dem Betriebsarzt werden die in § 3 ASiG beschriebenen Aufgaben übertragen. Darüber hinaus verpflichtet sich der Arbeitgeber, die in § 5 Absatz 2 beschriebenen gesetzlichen Vorgaben einzuhalten

§ 7 Fachkraft für Arbeitssicherheit

(1) Die Geschäftsführung verpflichtet sich, dauerhaft eine Fachkraft für Arbeitssicherheit im Sinne des § 5 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) schriftlich zu bestellen. 

(2) Über die Auswahl der zu bestellenden Fachkraft für Arbeitssicherheit hat die MAV mitzubestimmen.
(3) Der Fachkraft für Arbeitssicherheit werden die in § 6 ASiG beschriebenen Aufgaben übertragen. Darüber hinaus verpflichtet sich der Arbeitgeber, die in § 5 Absatz 2 ASiG beschriebenen gesetzlichen Vorgaben einzuhalten.

§ 8 Einzelregelungen

Über diese Dienstvereinbarung hinaus können Einzelregelungen zum ArbSchG getroffen werden, sofern sie von den Betriebsparteien als erforderlich erachtet werden. Dies betrifft in erster Linie die Themen:

a) Arbeitsschutzmaßnahmen und ihre Wirksamkeitsüberprüfung sowie ihre Anpassung an sich ändernde Gegebenheiten,

b) die Beurteilung der Arbeitsbedingungen durch den Arbeitgeber nach § 5 ArbSchG und ihre Dokumentation gemäß § 6 ArbSchG,

c) die Übertragung von Aufgaben an entsprechend geeignete und qualifizierte Beschäftigte nach § 7 ArbSchG,

d) die Unterweisung der Mitarbeiter nach § 12 ArbSchG,

e) die Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen sowie • das Tragen, Verwahren von persönlichen Schutzausrüstungen sowie deren Instandhaltung und Kostenübernahme,

f) betriebliche Rauch- und Alkoholverbote und • Unfalluntersuchungen.

§ 8 Schlussvereinbarungen
